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ZEITGESPRÄCH

Wohin treibt die EG?
Die Querelen innerhalb der Europäischen Gemeinschaft lieferten die Schlagzeilen der vergangenen Mo­
nate. Weitverbreitet ist der Eindruck, daß sich die EG nur noch mühsam von Kompromiß zu Kompromiß 
hangelt, ohne eigentliche, längerfristig haltbare Lösungen für ihre Probleme entwickeln zu können. Wo­
hin treibt die EG? Eine mittelfristige Prognose unternimmt Prof. Möller. Nach Prof. Hrbek zeichnet aller­
dings die Einschätzung der EG als ziel-, orientierungs- und führungslos dahintreibendes Gebilde ein fal­
sches Bild von der Gemeinschaft.

Hans Möller*

Eine mittelfristige Prognose

Schon die Formulierung der 
Frage „W ohin treibt die EG?“ 

enthält eine wichtige Aussage über 
deren Zukunft. Gegenwärtig 
,.treibt“ die EG, während sie ihre 
Gründung vor 25 Jahren staats- 
männischen Entscheidungen ver­
dankte und danach lange Zeit so­
wohl Träger einer aktiven Politik als 
auch Hauptgegenstand vielfältiger 
politischer Initiativen der Regierun­
gen in den Mitgliedsländern war. 
Diesem Wandel und den damit zu 
erwartenden Entwicklungsfenden- 
zen soll im Sinne einer wissen­
schaftlichen Prognose auf mittlere 
Sicht (über etwa zwei Jahrzehnte) 
nachgegangen werden. Dagegen 
bleibt das kurzfristige Auf und Ab 
um den künftigen Entwicklungs­

* Die Ausführungen geben die persöniiche 
iVleinung des Autors wieder, berufien jedoch 
aut den Ergebnissen eines gemeinsam mit 
Hans v o n  d e r  G r o e b e n  geleiteten 
Forschungsprojekts über,,Möglichkeiten und 
Grenzen einer Europäischen Union“ ; vgl. ins­
besondere Bd, 1 ■. H. V.  d. G r o e b e n ,  R. 
H r b e k ,  H. S c h n e i d e r ,  H. M ö l ­
l e r :  Die Europäische Union als Prozeß, Ba- 
den-Baden 1980; Bd. 5: H. M ö l l e r ,  W. 
C e z a n n e : Die Europäische Union als 
Währungsunion?, Baden-Baden 1979, und 
Bd. 6: IH. P r I e b e u. a.: Die agranwirt- 
schaftliche Integration Europas, Baden-Ba­
den 1980.

trend der EG, wie es gerade in den 
letzten Monaten sichtbar geworden 
ist und sicherlich auch künftig im­
mer wieder auftreten wird, ganz 
außer Betracht. Wissenschaftliche 
Prognosen über Institutionen (wie 
die EG) sind im Gegensatz zu Pro­
gnosen über die Entwicklung ma­
kroökonomischer Größen (wie das 
Sozialprodukt usw.) ungewohnt; 
daß und wie sie möglich sind, kann 
hier nicht näher diskutiert werden, 
und ebensowenig lassen sich die 
Bedingungen, unter denen die fol­
gende Prognose steht, im einzel­
nen systematisch begründen.

Keine Tendenz 
zum Bundesstaat

Bei Aussagen über die Zukunft 
der EG ist es nützlich, davon aus­
zugehen, was die EG ursprünglich 
sein oder werden sollte und was 
sie vorübergehend (etwa in den 
70er Jahren) tatsächlich war. Bei­
des ist zwar umstritten, was uns 
hier jedoch nicht näher zu beschäf­
tigen braucht. Vielmehr genügt es, 
sich daran zu erinnern, daß von 
vielen -  zu Recht oder zu Unrecht

-  die EG bereits als ein Bundes­
staat in nascendi bzw. als ein bun­
desstaatsähnliches Gebilde ange­
sehen wurde oder doch zumindest 
eine Entwicklung in dieser Rich­
tung als vorgezeichnet galt. Die 
Prognose lautet heute, daß sich ei­
ne solche Entwicklung jedenfalls in 
den nächsten zwei Jahrzehnten 
nicht vollziehen wird.

Gegen eine solche Entwicklung 
sprechen viele Gründe auf sehr 
verschiedenen Ebenen; So etwa 
die historischen Erfahrungen mit 
der Entstehung und dem Zerfall 
von Staaten sowie die Ergebnisse 
der politikwissenschaftlichen For­
schung über die Erfordernisse für 
das ,,Funktionieren“ eines Staats­
wesens (wie sie beispielsweise in 
den Stichworten ,,Loyalität“ und 
,,Legitimität“ zum Ausdruck kom­
men); oder auch die Tatsache, daß 
in den vielen Bereichen internatio­
naler Zusammenarbeit (EG, NA­
TO, Energieagentur usw.) keine 
Tendenzen zu einer Kongruenz der 
Integrationsräume zu beobachten 
sind, also auch keine Tendenzen 
zur Entstehung eines Staatsge-
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biets, wie es ein Bundesstaat erfor­
dern würde.

Warum der in den EG-Verträgen 
zumindest offengeiiaitene -  viei- 
ieichit sogar vorgezeicfinete, jeden­
falls nicht ausgescfilossene -  Weg 
in Ricfitung auf einen Bundesstaat 
nicfit beschriften oder doch wieder 
verlassen wurde, ist von der w is­
senschaftlichen Forschung bislang 
noch nicht ausreichend gel<lärt 
worden und wird vermutlich immer 
umstritten bleiben: Waren es mehr 
die in der zweiten Hälfte der 60er 
Jahre zu Tage getretenen inhären­
ten inneren Schwierigkeiten einer 
weiteren wirtschaftlichen Integra­
tion durch staatliche Maßnahmen, 
die die Mitgliedsländer in eine Wei­
terführung der Integration auf politi­
schem Gebiet ausweichen ließen, 
oder war es mehr der Primat der 
Politik, der sein Recht verlangte 
und die wirtschaftliche Integration 
auf den Bahnen der EG-Verträge 
in den Hintergrund drängte?

EPZ als zweiter Pfeiler

Sicher ist, daß spätestens mit 
der ersten Erweiterung der EG zu 
Beginn der 70er Jahre der Weg in 
Richtung auf einen Bundesstaat 
(wenn und soweit man sich über­
haupt auf einem solchen befand) 
bis auf weiteres bewußt verlassen 
worden ist. Zwar wurden damals 
zur Einleitung der neuen Phase der 
Erweiterungspolitik als Ziele das 
Tryptichon von der Vollendung, In­
tensivierung und Erweiterung der 
EG herumgeboten; angesichts der 
bereits deutlich sichtbar werden­
den Hindernisse bei der Verwirkli­
chung einer Währungs- und Wirt­
schaftsunion konnte diese Zauber­
formel jedoch kaum ernst gemeint 
sein. Wie wollte man trotz der neu­
en Mitgliedstaaten die EG-Aktivitä- 
ten intensivieren?

Mit der ersten Erweiterung der 
EG wurde zugleich ein neuer Weg

außenpolitischer Zusammenarbeit 
eingeschlagen und seitdem mit 
sichtbarem Erfolg beschriften. 
Noch bevor Großbritannien, Däne­
mark und Irland Vollmitglied der 
EG geworden waren, begann in 
den 70er Jahren die Europäische 
Politische Zusammenarbeit (EPZ) 
und entwickelte sich neben dem 
Gemeinsamen Markt zu einem 
zweiten Pfeiler des heutigen EG- 
Systems. Diese Schwergewichts­
verlagerung in die mehr politische 
Sphäre brachte es beinahe 
zwangsläufig mit sich, die erste ge­
rade abgeschlossene und noch 
keineswegs voll verdaute EG-Er- 
weiterung durch eine zweite Erwei­
terungsrunde zu ergänzen, als die 
politischen Verhältnisse in Grie­
chenland, Portugal und Spanien 
dies ermöglichten. Und auch im 
Bereich des Gemeinsamen Mark­
tes im engeren Sinne gewannen 
die nach außen gerichteten Aktivi­
täten der EG ständig an Gewicht 
und Bedeutung, etwa auf den Ge­
bieten der Außenwirtschaftspolitik 
ganz allgemein und insbesondere 
gegenüber den Entwicklungslän­
dern, was u. a. in den Assozia­
tionsabkommen mit den über 50 
AKP-Staaten zum Ausdruck 
kommt.

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs

Prof. Dr. Hans Isolier, 65, ist 
Ordinarius für Voll<swirt- 
schaftsiehre und Leiter des 
Seminars für Internationale 
Wirtschaftsbeziehungen an 
der Universität München. Er 
gehört dem wissenschaft­
lichen Beirat beim Bundes­
wirtschaftsministerium an.

Prof. Dr. Rudolf Hrbek, 41, 
ist Ordinarius für Politikwis­
senschaft an der Universi­
tät Tübingen.

Demgegenüber ist der Gemein­
same Markt als ursprüngliche Ba­
sis der EG, wie sie in den Verträ­
gen von Rom festgelegt war, in den 
Hintergrund getreten und bildet 
heute nur hoch einen von nunmehr 
zwei Pfeilern, auf denen das ge­
genwärtige EG-System ruht. Und 
im Gemeinsamen Markt haben 
sich die Einflüsse nationaler Inter­
essen erhalten und teilweise sogar 
verstärkt.

Einzelstaatliche Interessen

Die Zollunion als harter Kern der 
EG wurde zwar praktisch verwirk­
licht, ist aber nicht zu einem festge­
fügten handelspolitischen Block 
geworden, einerseits weil die Au­
ßenzölle weitgehend abgebaut 
(z. B. zwischen den Industrielän­
dern im Rahmen des GATT) oder 
ganz beseitigt wurden (im Verkehr 
mit den außerhalb der EG verblie­
benen EFTA-Ländern) und ande­
rerseits, weil in den wirtschaftlichen 
Beziehungen mit den Staatshan­
delsländern und den Entwicklungs­
ländern nicht die Zölle, sondern an­
dere handelspolitische Instrumente 
(wie Zollkontingente u. a. m.) im 
Vordergrund stehen, bei deren Ein­
satz einzelstaatliche Interessen in 
starkem Maße zur Geltung kom­
men. Das zeigt sich insbesondere 
bei den Einfuhrregelungen der EG 
für kritische Produkte (etwa Texti­
lien, Stahl), die nach wie vor als 
,,protektionistisch“ zu charakteri­
sieren sind.

Die EG ist also in der Handels­
politik nicht an die Stelle der Ein­
zelstaaten getreten, wie das ur­
sprünglich zuweilen erwartet wur­
de; vielmehr hat sich zwischen Ein­
zelstaaten und EG ein Neben- und 
Miteinander ergeben, das für alle 
Beteiligten vorteilhaft zu sein 
scheint und sich bisher auch in die 
außenpolitische Zusammenarbeit 
einfügen ließ. Die Prognose lautet 
hier, daß dieser Zustand erhalten
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bleiben wird und daß Entwicl<- 
lungstendenzen in Richtung auf ei­
ne in erster Linie von Gemein­
schaftsorganen getragene gemein­
same Handelspolitik nicht zu er­
warten sind.

Abnehmender Ertragszuwachs

Wie der Name Gemeinsamer 
f^arkt zu Recht zum Ausdruck 
bringt, ist die EG jedoch weit mehr 
als eine bloße Zollunion; diese wird 
vielmehr in den EG-Verträgen 
durch die Freizijgigkeit für Produk­
tionsfaktoren erweitert und durch 
vielerlei Regeln (wie etwa für Bei­
hilfen, Steuern, private Wettbe­
werbsbeschränkungen) zu einem 
System unverfälschten Wettbe­
werbs ergänzt. Diese Erweiterun­
gen und Ergänzungen sind in ei­
nem erstaunlichen Maße verwirk­
licht worden, und der Gemeinsame 
Markt hat durch die mit ihm verbun­
dene Erhöhung des wirtschaftli­
chen Integrationsgrades das 
Trendniveau des volkswirtschaftli­
chen Wachstums in den Mitglied­
staaten nach oben verschoben. 
Dieser Effekt unteriiegt aber sicher 
dem Gesetz des abnehmenden Er­
tragszuwachses; d. h. weitere Er­
höhungen des Integrationsgrades 
sind schwieriger zu errechnen und 
bringen geringere Vorteile. Ob die 
zunehmende Integration die 
Wachstumsraten merklich erhöht 
und somit auf die Dauer auch eine 
Rictitungsänderung des Wachs­
tumstrends nach oben zu bewirken 
vermag, ist dagegen fraglich. Aus 
alledem folgt, daß die durch einen 
weiteren Ausbau des Gemeinsa­
men Marktes noch erzielbaren Vor­
teile an Allokationseffizienz relativ 
gering sein dürften.

Eine Abnahme des Interesses 
am Gemeinsamen Markt im enge'- 
ren Sinne ist vor allem auch des­
halb eingetreten, weil in den letzten 
beiden Jahrzehnten überall in viel­
fältiger Form Distributionswünsche

WIRTSCHAFTSDIENST 1980A/II

der Bevölkerung in den Vorder­
grund getreten sind, deren „natürli­
cher“ Adressat im gegebenen poli­
tischen Umfeld die einzelstaatli­
chen Regierungen sind, die sol­
chen Wünschen mit entsprechen­
den Maßnahmen nachzukommen 
pflegen. Das erschwert eine ein­
heitliche Politik auf EG-Ebene.

Rolle des EWS

All dies wird im Währungsbe­
reich deutlich sichtbar, der in den 
EG-Verträgen im Hinblick auf das 
damals noch als sakrosankt ange­
sehene Bretton-Woods-System 
kaum geregelt worden war. Die 
dann in den 60er Jahren von den 
maßgebenden Welthandelsländern 
verfolgte Globalsteuerungspolitik, 
die zur Aushöhlung und schließlich 
zum Zusammenbruch des weltwei­
ten Festkurssystems führte, wurde 
von den EG-Staaten mitgetragen 
und mitverantwortet, während von 
ihnen zugleich der Versuch unter­
nommen wurde, ein EG-Festkurs- 
system zu erhalten und sogar 
durch eine Währungs- und W irt­
schaftsunion zu konsolidieren. Ein 
solcher Versuch muß scheitern, 
solange man an den bisherigen 
Prinzipieh und Modalitäten einer 
national orientierten Globalsteue­
rung festhält.

Der Europäische Währungsver­
bund und seit 1979 das aus ihm 
hervorgegangene Europäische 
Währungssystem (EWS) stellen 
wegen der prinzipiellen Variabilität 
der Leitkurse kein wirkliches Fest­
kurssystem dar. Gegen die -  je 
nach Standpunkt -  Hoffnung oder 
Befürchtung, das EWS könne sich 
zu einer Währungsunion entwik- 
keln, spricht bereits die Aussage, 
daß sich die EG nicht auf dem We­
ge zu einem Bundesstaat befindet, 
da bei den heutigen Spielregeln 
monetärer Politik eine Währungs­
union ohne bundesstaatsähnliche 
Organisation kaum denkbar ist.

Gleichwohl könnte sich das EWS 
bei einer entsprechenden Ände­
rung der Globalsteuerung in den 
EG-Staaten, was allerdings nur als 
ein langwieriger Prozeß denkbar 
wäre, allmählich zu einem Fest­
kurssystem entwickeln (in dem 
Leitkursänderungen immer weni­
ger notwendig werden), und vor al­
lem könnte sich das EWS als ein 
nützliches Instrument zur Koordi­
nierung der Wechselkurspolitik der 
EG-Staaten gegenüber den wichti­
gen Weltwährungen, insbesondere 
dem US-Dollar, erweisen. Obwohl 
solche Entwicklungen nicht auszu­
schließen sind, sollte man sich vor 
übertriebenen Hoffnungen in die­
ser Richtung hüten. Noch fraglicher 
ist, ob sich das EWS als eine Stüt­
ze für das EG-System als solches 
erweisen wird. Großbritannien 
steht noch immer abseits, und an­
dere EG-Länder könnten aus dem 
EWS vorübergehend ausscheiden, 
während Nicht-EG-Staaten sich 
mit ihrer autonomen Wechselkurs­
politik an das EWS anzuhängen 
vermögen.

Perspektiven 
für den Gemeinsamen IWarkt

Die einzelstaatliche Einflußnah­
me auf den Gemeinsamen Markt 
ist nicht nur auf den Gebieten der 
Außenwirtschaftsbeziehungen und 
des Währungswesens bedeutsam, 
sondern macht sich auch in ande­
ren Bereichen bemerkbar. Insge­
samt muß wohl heute schon davon 
ausgegangen werden, daß sich der 
Gemeinsame Markt dem postulier­
ten Ziel eines unverfälschten Wett­
bewerbs kaum noch annähert, und 
künftige Entwicklungstendenzen 
auf dieses Ziel hin zeichnen sich 
nicht ab. Besonders gravierend ist 
die Lage auf dem Gemeinsamen 
Agrarmarkt, der mit Recht ur­
sprünglich als ein großer Erfolg der 
EG angesehen wurde. Hier hat die 
Renationalisierung der Währungs-
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Politik und die damit verbundene 
Wecliseikursflexibilität den Ge­
meinsamen Markt durcli die Wie­
dereinführung von Grenzabgaben 
weitgefiend ausgehöliit, und die 
Entsclieidungsmeclianismen der 
gemeinschaftlichen Agrarpolitik 
haben sich bisher als ungeeignet 
erwiesen, um das Problem der 
kostspieligen Agrarüberschüsse zu 
bewältigen.

Gemessen an den Zielen und 
Handlungsanweisungen der EG- 
Verträge ergeben sich für die zu­
künftige Entwicklung des Gemein­
samen Marktes also keine erfreuli­
chen Perspektiven. Trotzdem ist 
ein offener Zerfall des Gemeinsa­
men Marktes nicht zu enwarten; 
vielmehr wird er weiterexistieren 
und dabei nicht nur Rückschläge, 
sondern auch partielle Erfolge auf­
weisen, ebenso wie die Einzelstaa­
ten weiterleben, obwohl auch in ih­
rem Bereich die proklamierten Zie­

le und die gesetzlich verankerten 
Normen nie voll und in wechseln­
dem Ausmaß venwirklicht werden.

Einzelstaatliches Instrument

All das gilt nur für den Gemein­
samen Markt im engeren Sinne 
und nicht für das EG-System als 
Ganzes, das -  wie eingangs un­
terstrichen -  in der EPZ einen 
zweiten wichtigen Pfeiler bekom­
men hat. Die EPZ ist durch Ge­
meinschaftsrecht nicht abgesi­
chert. Sie stellt eine freiwillige 
Koordinierungstätigkeit auf der 
Ebene der EG-Staaten dar, deren 
Bedeutung zunehmen wird, weil 
die Außenpolitik in der gegenwärti­
gen Welt immer wichtiger und zu­
gleich schwieriger wird. Dabei ist 
auf mittlere Sicht nicht zu erwarten, 
daß die EG zu einer Organisation 
wird, in der die Mitgliedstaaten 
schrittweise aufgehen; vielmehr 
wird die EG eher die Rolle eines In­

struments spielen, dessen sich die 
Mitglieder zur Sicherung und Ver­
stärkung ihres einzelstaatlichen 
Einflusses bedienen, sofern dies 
jeweils nützlich erscheint.

Gerade weil die EPZ nur locker 
organisiert ist, erhöht der gemein- 
schaftsrechtlich fundierte Gemein­
same Markt ihr Ansehen und ihre 
Effizienz. Daraus ergibt sich auch 
ein eigenständiges Interesse der 
Mitgliedstaaten, das Gemein­
schaftsrecht und den Gemeinsa­
men Markt zu erhalten und partiell 
sogar auszubauen, falls dies ohne 
große Schwierigkeiten möglich 
sein sollte. Das bedeutet allerdings 
nicht, daß der Gemeinsame Markt 
im Sinne eines Systems unver­
fälschten Wettbewerbs wieder zu 
einem Brennpunkt der EG wird; 
vielmehr werden auch auf wirt­
schaftlichem Gebiet die Koordinie­
rungstätigkeiten der EG an Ge­
wicht gewinnen.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG  

NEUERSCHEINUNG

Wolfgang Borchardt, Ulrich Dietsch, Klaus Bolz

WIRTSCHAFTSBEZIEHUNGEN UND ENTSPANNUNGSPOLITIK
Das Beispiel der ungarischen Westwirtschaftsbeziehungen

An den Westwirtschaftsbeziehungen der ungarischen Volksrepublik lassen sich 
auf Grund der tiohen wirtschaftlichen Verflechtungen mit dem Westen die wirt­
schaftlichen und politischen Beziehungen für ein sozialistisches Land am ehesten 
untersuchen. Dabei unterscheidet sich diese Arbeit von allen vorangegangenen 
HWWA-Veröffentlichungen zum Thema Ost-West-Wirtschaftsbeziehungen. 
Standen bisher stets die ökonomischen Zusammenhänge im Vordergrund des 
Interesses, werden in der vorliegenden Studie die Wirkungen der Ost-West-Wirt- 
schaftsbeziehungen auf Wirtschaft und Gesellschaft eines sozialistischen Landes 
letztlich im Hinblick auf den Prozeß der Friedenssicherung in Europa untersucht.
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V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H
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Rudolf Hrbek

Ein falsches Bild von der Genneinschaft

In der Frage, wohin denn die EG 
treibe, ist zugleich die Aussage 

enthalten, daß sich die EG in einer 
schweren Krise befinde. Um im 
Bild zu bleiben, das die Fragestel­
lung nahelegt: die Gemeinschaft 
halte nicht mehr Kurs; sei es aus 
Gründen widriger Rahmenbedin­
gungen (die dann aber wohl nur 
vorübergehender Natur sind), sei 
es -  was viel schlimmer wäre - ,  
weil das Ziel aus den Augen verlo­
ren oder umstritten ist und keine In­
stanz zur Verfügung steht, die 
steuert. Einer solchen Sichtweise 
liegt meist die Prämisse zugrunde, 
daß das Ziel der Gemeinschafts­
entwicklung (d e r,,Integration“ ) ein­
deutig feststehe, daß auch Weg 
und iVlethode der Zielerreichung 
klar vorgezeichnet seien und die 
Verantwortung für den Vollzug be­
stimmten Instanzen aufgegeben 
sei.

Ralf Dahrendorf hat jüngst^ eine 
ganz andere Version von der Krise 
der EG geliefert. Er nennt eine Rei­
he wichtiger Aufgaben, die nur 
durch europäisches Zusammen­
wirken erfolgreich bewältigt werden 
könnten, ln den überkommenen In­
stitutionen und Verfahrensweisen 
der EG sieht er indessen das 
Haupthindernis, daß solche euro­
päischen Interessen nicht aufge­
griffen, zielstrebig verfolgt und zum 
erfolgreichen Durchbruch gebracht 
werden können. Und deshalb 
drohe der Gemeinschaft die 
(Selbst-)Baikanisierung.

Beide Versionen der Behaup­
tung von der Krise der EG zeich­
nen ein Bild von der Gemeinschaft

und der in ihr ablaufenden Prozes­
se, das falsch ist bzw. zu kurz 
greift, nämlich ganz wesentliche 
Elemente unberücksichtigt läßt. 
Zum Zweck der angemessenen Er­
örterung der hier gestellten Frage 
muß daher zunächst die Beschrei­
bung und Deutung der Gemein­
schaft und der in ihr ablaufenden 
Prozesse erfolgen.

Ein’ erster Aspekt ist der Aufga­
benbereich der Gemeinschaft. Hier 
wird in erster Linie stets der Ge­
meinsame Markt genannt, für viele 
immer noch das Kernstück der Ge­
meinschaft, weil durch ihn eine Fül­
le von Verflechtung angeregt und 
aufrechterhalten wird. Nur ganz 
wenige Politikbereiche sind Ge­
meinschaftsangelegenheit -  wie 
beispielsweise die Agrarpolitik - ,  
für die allgemeine Wirtschaftspoli­
tik ist lediglich die Koordinierung 
nationaler Maßnahmen vorgese­
hen. In einzelnen Sektoren über­
nimmt die Gemeinschaft schrittwei­
se Aufgaben, ohne indessen die 
Mitgliedstaaten als verantwortliche 
Akteure abzulösen; dazu gehören 
Entwicklungspolitik (Abkommen 
von Lomé), Währungspolitik (Ein­
richtung des EWS) und Regional­
politik (Einführung des entspre­
chenden Fonds). Schließlich sind 
die Außenbeziehungen zu nennen, 
wo sich die Staaten im Rahmen der 
Europäischen Politischen Zusam­
menarbeit (EPZ) um eine Konzer­
tierung ihres Vorgehens bemühen, 
was weit über die Aufgaben im 
Rahmen der Zollunion hinausgeht.

’ Vgl. DIE ZEIT vom 25. 4. 1980.

Ein zweiter Aspekt ist das Ent­
scheidungsgefüge der Gemein­
schaft. Dazu gehört das Ensemble 
von Institutionen und Verfahren, 
wie es die Verträge vorsehen. Da-, 
zu gehört aber auch -  und zwar 
mit ständig größer werdendem Ge­
wicht -  die intergouvemementale 
Komponente. Während die einen in 
diesem Nebeneinander, genauer: 
in der Stärkung des intergouverne- 
mentalen Elements, eine Gefahr 
für die Entwicklung der Gemein­
schaft sehen (weil dadurch doch 
die Supranationalität verhindert 
werde), begrüßen andere die damit 
gegebene Möglichkeit, mehrere 
Hebel zur Bewältigung von Ge­
meinschaftsaufgaben in Bewegung 
setzen zu können; wieder andere 
möchten gar nur noch die Staaten, 
vertreten durch ihre Regierungen, 
agieren sehen.

Ein dritter Aspekt schließlich wird 
in der Regel übersehen, obwohl er 
zum Verständnis der Gemeinschaft 
außerordentlich relevant ist: die all­
mähliche Herausbildung einer 
transnationalen Infrastruktur politi­
scher und gesellschaftlicher Kräfte, 
wie vor allem von Parteien und In­
teressenverbänden. Damit ist kei­
neswegs nur die Errichtung von 
EG-weiten Dachverbänden der 
entsprechenden Organisation ge­
meint, obwohl darin ein signifikan­
tes Beispiel solcher Prozesse zu 
sehen ist. Vielmehr ist damit der 
Prozeß der gegenseitigen Durch­
dringung solcher Kräfte über natio­
nale Grenzen hinweg gemeint. 
Diese Durchdringung und Ver­
klammerung ist übrigens auch für 
eine Reihe rechtlicher und admini­
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strativer Prozesse sowie für einzel­
ne Politiksektoren zu konstatieren. 
Was im föderativen System, der 
Bundesrepublik Deutscfiland als 
„Politikverflechtung“ bezeichnet 
wird -  nämlich die partielle Durch­
dringung der Ebenen Bund, Länder 
und Gemeinden - ,  findet sich in 
der Substanz -  mindestens 
ansatzweise -  auch in der EG: na­
tionale und Gemeinschaftsebene 
durchdringen sich. Das bedeutet -  
anders gesagt - ,  daß die Gemein­
schaft für viele politische Äkteure 
an Bedeutung gewinnt, weil ihre, 
also der Gemeinschaft Äktivitäten 
Kernbereiche nationaler Politik 
mehr und mehr beeinflussen. Kurz: 
die Gemeinschaft ist ein wesentli­
cher Rahmen und Orientierungs­
punkt für die Mitgliedstaaten und 
ihre Politik, damit aber auch für die 
in ihnen wirkenden politischen 
Kräfte. So gesehen, muß man die 
Staaten als Bestandteil des EG- 
Systems ansehen.

Die Frage, wohin die EG treibe, 
erscheint nach diesem Beschrei­
bungsversuch zweifellos in ande­
rem Licht. Denn daß es beim Funk­
tionieren eines solch komplexen 
Gebildes ,,knirscht“ , daß es Spah­
nungen, Kontroversen und Proble­
me gibt, liegt auf der Hand. Geht 
man von dem hier gezeichneten 
Bild und Verständnis der EG aus,

wird man in diesen Begleiterschei­
nungen ihres Funktionierens nicht 
die große Krise, sondern gleichsam 
notwendige Bestandteile von Inte­
gration -  hier verstanden als Ver­
such der Problemlösung im Ge­
meinschaftsrahmen -  sehen müs­
sen. Vergegenwärtigen wir uns 
einige dieser Probleme und ihre 
Gründe.

Qualitativ neue Phase

Da wäre zunächst auf den Um­
stand zu verweisen, daß die EG 
seit 1969/70 in eine qualitativ neue 
Phase ihrer Entwicklung eingetre­
ten ist; ihr wird häufig das Etikett 
,,positive Integration“ gegeben. 
Damit ist gemeint, daß es nicht 
mehr nur um den Abbau von Hin­
dernissen zum Zweck der Errich­
tung des Gemeinsamen Marktes 
geht, sondern daß die Gemein­
schaft an der Steuerung des W irt­
schaftsablaufs und der Gestaltung 
von Einzelpolitiken zunehmend -  
neben den Mitgliedstaaten -  betei­
ligt ist. Der Plan, eine W irtschafts­
und Währungs-Union zu errichten, 
macht diese qualitative Fortent­
wicklung besonders deutlich. Für 
die Staaten und die in ihnen wir­
kenden politischen Kräfte folgte 
daraus, daß die Gemeinschaft an 
der Setzung zentraler Daten für 
Steuerung und Verteilung beteiligt

sein würde und Entscheidungen 
auf Gemeinschaftsebene unmittel­
bare Auswirkungen im nationalen 
Rahmen haben würden.

Das erklärt, warum sich die 
Staaten -  im übrigen erfolgreich -  
bemühten, ihr Gewicht im gemein­
schaftlichen Entscheidungsgefüge 
stärker zur Geltung zu bringen. Es 
erklärt weiter, warum sich politi­
sche Kräfte, wie Parteien und Inter­
essenverbände, mehr um Gemein­
schaftsangelegenheiten zu küm­
mern begannen. Und es erklärt 
schließlich, warum der Entschei­
dungsprozeß der EG, der von den 
Regierungen dominiert wird, so 
mühsam wurde: die Regierungen 
müssen vielfältige innenpolitische 
Rücksichten nehmen und darauf 
bedacht sein, daß das Ergebnis 
des Aushandelns in Brüssel zu 
Hause akzeptiert wird.

Unterschiedliche
Grundsatzpositionen

Während in den 60er Jahren die 
Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes und der Zollunion im politi­
schen Windschatten durchgeführt 
wurde, politische Grundsatzposi­
tionen also keine Rolle spielten, 
werden solche Positionen seit 
1969/70 verstärkt eingebracht. 
Hier sind es insbesondere ord­
nungspolitische Vorstellungen -
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vor allem über die Rolle des Staa­
tes bei der Steuerung des Wirt­
schaftsablaufs die nunmefir 
auch im Gemeinschaftsrahmen 
aufeinanderprallen und oftmals ei­
ne Verständigung erschweren oder 
verhindern. Gegensätze finden wir 
auch in Fragen der außenpoliti­
schen Orientierung. Und in der so­
genannten Bündnisfrage, also der 
Frage des Verhältnisses zur kom­
munistischen Partei, variieren die 
Grundpositionen gleichfalls stark. 
Nimmt man dann noch unter­
schiedliche Einstellungen zur Inte­
gration, also der Herausbildung ei­
ner regionalen Gemeinschaft mit 
Kompetenzen zur eigenständigen 
Problemlösung, erweitert sich das 
Spektrum von Grundsatzpositio­
nen, die das Aushandeln von Ent­
scheidungen beeinflussen. Einen 
Niederschlag solcher Positionsun­
terschiede finden wir in den Grund­
satzprogrammen bzw. Wahlplatt­
formen der drei transnationalen 
Parteibünde für die ersten Direkt­
wahlen zum Europäischen Parla­
ment.

Strukturelle Divergenzen

Die Entscheidungsfähigkeit der 
Gemeinschaft wird sodann durch 
strukturelle Divergenzen beein­
trächtigt. Sie lassen sich an zentra­
len wirtschaftlichen Strukturdaten 
zu Arbeitslosigkeit, Geldwertstabili­
tät, Wachstum und Produktivität, 
Entwicklung der öffentlichen Aus­
gaben, Zahlungsbilanz und Devi­
senreserven ablesen. Solche Di­
vergenzen zwischen den Staaten 
veranlassen diese zu unterschied­
lichen wirtschaftspolitischen Maß­
nahmen und werden ihrerseits wie­
derum von ihnen herbeigeführt. Die 
Koordinierung nationaler Politiken 
ist angesichts dieser Ausgangssi­
tuation, die sich gegenüber früher 
im beschriebenen Sinn in den 70er 
Jahren geändert hat, nur begrenzt 
möglich.

Die Veränderung der Rahmen­
bedingungen durch Entwicklungen 
im internationalen Bereich er­
schwert erfolgreiche Koordinierung 
zusätzlich. Hier ist auf den Zusam­
menbruch des Weltwährungssy­
stems zu venweisen, vor allem aber 
auf die rapide wachsenden Proble­
me auf dem Gebiet der Rohstoff­
und Energieversorgung, ein­
schließlich ihrer sprunghaften Ver­
teuerung; nicht zuletzt auch auf 
Herausforderungen in den Nord/ 
Süd-Beziehungen. Mit strukturel­
len Divergenzen sind aber auch re­
gionale Entwicklungsunterschiede 
gemeint. Ihr Abbau gehörte zu den 
erklärten Zielen der Gemeinschaft. 
Zieht man jedoch Bilanz, so ergibt 
sich, daß sich solche Unterschiede 
-  zweifellos auch als Folge der 
Auswirkungen des Gemeinsamen 
Marktes, der zu einseitigen Wan­
derungsbewegungen zugunsten 
der ohnehin schon begünstigten 
Regionen geführt hat -  im Laufe 
der Gemeinschaftsentwicklung 
noch verstärkt haben.

Die Süderweiterung wird sowohl 
das Spektrum politischer Grund­
satzpositionen erweitern als auch 
das Ausmaß der Strukturdivergen­
zen vergrößern.

Nun gibt es solche Positionsun­
terschiede und gegensätzliche In­
teressen aufgrund eines Struktur­
gefälles auch in den einzelnen Mit­
gliedstaaten der EG. Hier ist aber 
die Problemlösung dadurch we­
sentlich erleichtert, als sich das Le­
gitimitätsproblem nicht stellt. Der 
Gemeinschaft wird demgegenüber 
ein Legitimitäts-Defizit attestiert; 
sie verfüge kaum über eigene Legi­
timität, beruhe vielmehr auf der der 
Mitgliedstaaten. Im direkt gewähl­
ten Europäischen Parlament sehen 
manche Beobachter mindestens 
den Ansatz für eigenständige Legi­
timität; auch Dahrendorf zeigt sich 
darin vorsichtig optimistisch.

Nach einer Deutung der politik­
wissenschaftlichen Europa-For­
schung in den USA ist die EG als 
sogenanntes ,,Konkordanz-Sy­
stem“ aufzufassen. Damit ist, wie 
Donald J. Puchala ausführt, ein Sy­
stem gemeint, in dem sich die ver­
schiedenen in ihm wirkenden Ak­
teure darum bemühen, Gegensät­
ze auszugleichen, Interessen zu 
harmonisieren und durch ihr Zu­
sammenwirken ,,Belohnungen“ zu 
erlangen. Der Konflikt gehört zu 
diesem System; durch Aushandeln 
versucht man Lösungen zu errei­
chen. Orientiert man sich an dem 
vorstehend präsentierten Bild der 
EG und ihrer Funktionsweise, wird 
man die Behauptung einer großen 
Krise nicht akzeptieren können. 
Und die Frage, wohin die EG denn 
treibe, wird man mit Ulrich Everling 
mit dem Hinweis beantworten müs­
sen, „daß die Gemeinschaft für die 
überschaubare Zukunft im wesent­
lichen in der gegenwärtigen Gestalt 
fortbestehen und sich nur begrenzt 
fortentwickeln wird“ .̂ Anders ge­
sagt: Versuche gemeinschaftlicher 
Problemlösung werden im Stil ei­
nes Konkordanzsystems -  und 
das heißt in mühsamen Verhand­
lungsprozessen -  ablaufen. Wer 
die Gemeinschaft anders sieht, wer 
zumal noch ein festes Ziel der Ge­
meinschaftsentwicklung postuliert, 
der wird dies ,,Krise“  nennen.

Entwicklungslinien

Aus der hier vertretenen Inter­
pretation der Gemeinschaft (des 
EG-Systems) und der in ihr ablau­
fenden Prozesse ergeben sich eine 
Reihe von Schlußfolgerungen, mit 
denen die Erörterung der Ein­
gangsfrage fortgesetzt und abge­
schlossen werden soll:

□  Die Weiterentwicklung der EG 
im Sinne eines ,.großen Sprungs“

 ̂ Ulrich E v e r l i n g :  Überlegungen zum 
Fortgang der Integration, in: Europa-Archiv 
24/1979, S. 737-746.
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hin zu einem mehr oder weniger 
voll ausgebildeten bundesstaatli­
chen Gebilde ist nicht zu erwarten. 
Das läßt sich aus der Resonanz, 
die entsprechende Vorstöße fin­
den, unzweideutig ablesen. Auch 
große Schritte, wie etwa das Euro­
päische Parlament zur zentralen 
Entscheidungsinstanz der Ge­
meinschaft zu machen, sind bis auf 
weiteres zum Scheitern verurteilt; 
dafür ist keine Zustimmung zu er­
warten. Wer entsprechende Initiati­
ven ergreift, überfordert momentan 
viele ,,Mitspieler“ und provoziert 
Widerstand.

□  Ebensowenig ist aber der Zer­
fall der EG oder Ihre Rückentwick­
lung zu einer bloßen Freihandels­
zone zu erwarten. Die Wirkungen 
des Gemeinsamen Marktes sind zu 
weit fortgeschritten, die von ihm mit 
herbeigeführte Verflechtung der 
nationalen mit der Gemeinschafts­
ebene und der Nationalstaaten un­
tereinander, die Durchdringung im 
Bereich politischer Akteure, nicht 
zuletzt auch die durch das Ge­
meinschaftsrecht und die Recht­
sprechung des Europäischen Ge­
richtshofes erreichte rechtliche 
Verklammerung haben ein Aus­
maß erreicht, das diese Rückent­
wicklung (Desintegration) mit größ­
ter Sicherheit verhindert.

□  Die für das jetzige EG-System 
charakteristische Dominanz der 
Staaten, also die intergouveme­
mentale Komponente, wird bis auf 
weiteres erhalten bleiben und eher 
noch verstärkt zur Wirkung kom­
men. Die Regierungen als Akteure 
sind dabei aber mehr und mehr von 
ihren innenpolitischen Kräftekon­
stellationen abhängig; Verhand­
lungsprozesse bleiben daher un­
verändert mühsam, Verhandlungs­
lösungen werden weiterhin Kom­
promißcharakter tragen. Das Euro­
päische Parlament kann ein ge­
meinschaftlicher Kristallisations­

punkt für die offene Diskussion un­
terschiedlicher Grundauffassungen 
werden und insofern das Gewicht 
der intergouvernementalen Kom­
ponente modifizieren, insbesonde­
re dann, wenn es gelingen sollte, 
breite und tragfähige Mehrheiten 
für das Aufgreifen wichtiger und 
von den Regierungen bislang nicht 
gelöster Aufgaben und Probleme 
zu bilden. Vor allem dann könnte 
der Gemeinschaft schrittweise ei­
genständige Legitimität zugeführt 
werden. Realistische Strategien -  
also nicht im Sinne großer Schritte 
oder gar Sprünge -  sind im Vorfeld 
der ersten Direktwahlen entwickelt 
worden. Kleine Schritte lassen sich 
bereits im ersten Jahr seiner Exi­
stenz ausmachen.

□  Reformvorschläge und Initiati­
ven im Sinne kleiner Schritte, die 
sich auf das Entscheidungsgefüge 
der Gemeinschaft beziehen, wer­
den -  auch wenn sie realisiert wer­
den sollten -  an der Grundstruktur 
nichts ändern. Sie werden insbe­
sondere die Wirkung der oben ge­
nannten Faktoren (Strukturdiver­
genzen und Positionsunterschie­
de) nicht beeinträchtigen können. 
Das Konze'pt der abgestuften Inte­
gration wäre dagegen als weiterge­
hende Maßnahme mit dem Cha­
rakter der EG als Konkordanzsy­
stem letztlich nicht vereinbar.

Aufgabenkatalog

□  Was die inhaltliche Seite der 
Gemeinschaftspolitik und -entwlck- 
lung angeht, so ist nicht zu erwar­
ten, daß eine Fülle von Politiken 
neu und zusätzlich in Gemein­
schaftsregle übernommen wird. 
Der Aufgabenbereich der EG ist 
ohnehin recht umfassend, wenn 
man die Implikation der Aktivitäten 
der Gemeinschaft auf die verschie­
densten Bereiche staatlicher Tätig­
keit berücksichtigt. Ein Aufgaben­
katalog würde insbesondere die

folgenden Punkte umfassen, die 
Gegenstand der Konsenssuche 
sein müßten:

Einmal die Fortsetzung der Har­
monisierungsbemühungen, insbe­
sondere der Rechtsanglelchung, 
zur Weiterentwicklung und Absi­
cherung des Gemeinsamen Mark­
tes. Zum zweiten das Aufgreifen 
der Herausforderungen, die sich Im 
Innern der Gemeinschaft und von 
außen stellen. Im Innern geht es et­
wa um den Abbau der Strukturdi­
vergenzen und die Beseitigung 
oder doch wenigstens Milderung 
der Folgen bisheriger Gemein­
schaftspolitik (z. B. auf dem Gebiet 
der Freizügigkeit von Arbeitneh­
mern). Sodann aber auch darum, 
solche Probleme im Rahmen der 
EG aufzugreifen, denen im natio­
nalen Rahmen hohe Priorität zuge­
schrieben wird, die aber dort kaum 
allein lösbar sind (z. B. Fragen des 
Umweltschutzes, der Nuklearener­
gie). Äußere Herausforderungen 
finden sich in den Ost/W est- und 
den Nord/Süd-Beziehungen, aber 
auch in regionalen Konfliktzentren 
(z. B. Nahost oder südliches Afrika) 
und insbesondere den Weltwirt­
schaftsproblemen.

In der Einschätzung der EG 
durch Dritte wird die Gemeinschaft 
in der Regel als einheitlicher und 
leistungsfähiger Akteur gesehen; 
sie ist dann folgerichtig auch 
Adressat von Forderungen, ohne 
ihnen immer entsprechen zu wol­
len oder zu können. Die Einschät­
zung im Innern sollte die EG nicht 
als ziel-, orientierungs- und führer­
los dahintreibendes Gebilde se­
hen, sondern als Gemeinschaft, 
die den Mitgliedstaaten einen zu­
sätzlichen, keineswegs aber den 
einzigen Rahmen zur Problemlö­
sung bietet und in dem die Staaten 
einschließlich der in ihnen wirken­
den politischen Kräfte nach den 
Vorzeichen eines Konkordanzsy­
stems agieren.
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